
FGB auf Vermögen Dritter keine Anwendung finden 
können.
Wenn auch das Oberste Gericht in dieser Entscheidung 
aus gegebener Veranlassung darauf hinweist, daß sich 
daraus unter gewissen Voraussetzungen bei Auflösung 
der Ehe Vor- oder Nachteile vermögensrechtlicher Art 
für die Ehegatten ergeben können, und in solchen Fäl­
len nach sorgfältiger Prüfung aller Umstände eine „an­
gemessene Ausgleichung“ für zulässig hält, so ergibt 
sich doch unmißverständlich aus seinen Ausführungen, 
daß es sich hier nicht um einen selbständigen Anspruch 
einer Partei handeln kann, sondern die „angemessene 
Ausgleichung“ im Zusammenhang mit der Ehelösung, 
der Regelung des Nutzungsrechts an der AWG-Woh- 
nung sowie der Teilung des gemeinschaftlichen Eigen­
tums und Vermögens bzw. bei der Rückzahlung eines 
AWG-Anteils gefunden werden muß. Deshalb orien­
tiert das Oberste Gericht in erster Linie darauf, daß die 
angemessene Ausgleichung „vor allem bei der Vertei­
lung des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermö­
gens durch Festlegung ungleicher Anteile i. S. von § 39 
Abs. 2 FGB erfolgen“ kann, weil insoweit das Gesetz 
Ermessens- und Billigkeitserwägungen Raum gibt. Nur 
wenn dies „ausnahmsweise nicht möglich“ ist, darf 
auch die Verpflichtung zur Zahlung eines Ausgleichs­
betrags erwogen werden. Für diesen Fall führt das 
Oberste Gericht aber eine Reihe von besonders zu be­
achtenden Umständen an, die deutlich machen, daß eine 
solche „angemessene Ausgleichung“ nur im Zusammen­
hang mit der Ehescheidung und der Regelung der ver­
mögensrechtlichen Nebenansprüche erfolgen kann. Liegt 
aber — wie in diesem Fall — bereits eine rechtskräf­
tige gerichtliche Entscheidung auch hinsichtlich der Tei­
lung des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens 
der Parteien i. S. des § 39 FGB vor, dann ist nach Über­
zeugung des Senats für eine „angemessene Ausglei­
chung“ im Wege einer weiteren Klage kein Raum, weil 
es hierfür keine Rechtsgrundlage gibt.
Abgesehen von den vorstehenden Ausführungen und 
unter der Voraussetzung, daß eine selbständige Gel­
tendmachung des Anspruchs jetzt noch möglich wäre, 
wäre er dennoch nicht begründet gewesen. Der Kläger 
selbst hat im Vorprozeß ausgeführt, daß die Eigenlei­
stungen für die AWG etwa zur Hälfte von ihm und zur 
Hälfte von der Verklagten und Dritten (insbesondere 
ihrem Vater) erbracht worden seien. Er hat sie also 
nicht allein erbracht, so daß nicht davon ausgegangen 
werden könnte, daß dem Kläger ein besonderer Nach­
teil vermögensrechtlicher Art entstanden ist. Die Be­
nachteiligung liegt vielmehr im Rahmen üblicher Fol­
gen, wie sie in vielen Fällen die Ehescheidung und die 
daraus resultierende Regelung der Nebenansprüche mit 
sich bringt. Des weiteren wäre auch zu berücksichti­
gen gewesen, daß der Verklagten das Erziehungsrecht 
für das gemeinsame Kind übertragen worden ist, so daß 
auch das Kind den Vorteil mitgenießt, in der AWG- 
Wohnung zu verbleiben. Es hätte auch gerechtfertigt 
sein können, bei der Teilung des gemeinschaftlichen 
Eigentums und Vermögens zwischen den Ehegatten un­
ter Berücksichtigung der Erziehungsrechtsregelung u. U. 
zugunsten des Erziehungsberechtigten, der im vorlie­
genden Falle zudem der wirtschaftlich Schwächere war, 
ungleiche Anteile i. S. des § 39 Abs. 2 FGB festzulegen, 
was nach dem Vorprozeßurteil nicht der Fall war. Un­
ter Berücksichtigung aller nach der Entscheidung des 
Obersten Gerichts bei einer „angemessenen Ausglei­
chung“ zu beachtenden Umstände wäre es also auch 
aus diesen Gründen nicht gerechtfertigt, die Verklagte 
nunmehr noch zu einer Zahlung von 550 M zu verur­
teilen.
Das angefochtene Urteil war deshalb aufzuheben und 
die Klage abzuweisen.
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